
Wir sind für Sie da!

Bitte geben Sie auf dem Leserbrief (auch auf 
E-Mails) Ihre Anschrift und Telefonnummer an. 
Von den vielen Einsendungen, die uns täglich 
erreichen, können wir nur einen Teil veröffentli-
chen. Um viele Leser zu Wort kommen zu 
lassen, müssen wir Zuschriften auch kürzen.
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Liebe Leserinnen, 

liebe Leser,
erste Stunde Mathe, zweite Stunde Glück –
das könnte an einem ganz normalen Mon-
tag auf dem Stundenplan einer Heidelber-
ger Schule stehen. Glück in der Schule ler-
nen und haben, tolle Sache. Und bestimmt
nimmt diese Disziplin unter den exoti-
schen Schulfächern einen Spitzenplatz
ein. Aber es gibt noch einiges mehr, was 
man an deutschen Schulen lernen kann. 

Die Anregung unseres Lesers Horst
Vesper aus Gerlingen, Schach als Unter-
richtsfach einzuführen, ist gar nicht so ab-
wegig. In einigen Schulen in Sachsen-An-
halt ist Schach ein gängiges Fach. In Thü-
ringen, Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt ist das Fach Astronomie
Pflicht – im Jahr 1959 eingeführt, zwei
Jahre nach dem Erfolg der Sputnik-Mis-
sion. Freunde der Allwissenschaft sagten: 
Da könnten Physik, Chemie und Biologie
einpacken, Astronomie vereine sämtliche
Naturwissenschaften und mache den
Schülern auch noch dreifach Spaß. 

Ach ja, was würden Schüler sich denn
als Schulfach aussuchen, hätten sie die
Wahl? Vielleicht „Harry Potter für Mug-
gels“ oder „Laufstegtraining“? Viele Kin-
der wünschen sich vielleicht aber auch
eher Fächer weg, als noch welche dazu. Üb-
rigens: Die Einführung des Fachs Glück
wurde wissenschaftlich begleitet. Eine Er-
kenntnis: Auch wenn alle das Fach Glück

ganz nett fanden,
hatten die Schüler
genauso viel oder

wenig Inte-
resse daran wie

an Mathe. Glück ist
eben für jeden et-

was anderes.

Ihre Carola 

Stadtmüller ze lachen, ohne gleich alle Politiker für
Trottel zu halten“, für alle anderen gel-
te: „Wer von Politik keine Ahnung hat,
der missversteht sie dank Welkes Nach-
hilfe erst recht“. 
Helmut Däuble, Stuttgart

X für ein U
Die „heute show“ ist momentan der 
politische Wochenrückblick für Leute,
die politischen Verstand besitzen, es
aber müde sind, wie von Müller-Vogg 
beschrieben, sich von den Politikern ein
X für ein U vormachen zu lassen. Steil-
vorlagen der Politik gibt es zuhauf.

Wenn, wie in der letzten Sendung,
Herr Oppermann die Käuflichkeit eines
Herrn Rüttgers mit dem Rotlichtmilieu
vergleicht und nun selbst käuflich ist,
dann endet er eben als Nutte am Later-
nenpfahl. Das bietet beides, Unterhal-
tungswert und politische Information.
Knut Aierle, Stuttgart

Und Böhmermann?
In Ihrem Bericht versuchen Sie
krampfhaft, dem Leser klarzumachen,
dass die Sendung politisch unkorrekt
ist, dabei ist sie nur eines: eine Satire-
sendung! Wie groß war der Aufschrei in
den Medien, als das Böhmermann’sche
Schmähgedicht ausgestrahlt wurde und
Herr Erdogan sich angegriffen fühlte.
Hat die Presse ihm nicht vorgeworfen,
es sei Satire gewesen? Das Schmähge-
dicht war so unter der Gürtellinie, da 
sind die Kommentare von Welke und
Co. Kinderliedchen. 
Jürgen Pfohl, Ludwigsburg

Freie Mitarbeiter
Unsere Politiker selber sind doch die 
besten freien Mitarbeiter für Satiresen-

dungen und der Grund für Politikver-
drossenheit der Bevölkerung.

Vergleichen Sie mal die Staatsver-
schuldung Deutschlands mit der Grie-
chenlands. Im Abgasskandal stellt man
fest, dass alle Verbrauchswerte Makula-
tur waren und sind. Der NSU-Skandal
überschreitet alle Grenzen. Ein Herr
Steinmeier hat im Fall Kurnaz total
versagt. In anderer Sache wurde „bru-
talstmögliche Aufklärung“ versprochen.
Ich habe davon nichts mitgekriegt.
Fritz Sajda, Herrenberg

Narretei ist Ventil
Sie wissen doch ganz genau, dass Nar-
retei auf Kosten der Mächtigen zu-
nächst doch nur ein Ventil ist, das la-
chend gerade den Druck aus dem Kes-
sel lässt, von dem Sie so falsch behaup-
ten, Herr Welke und seine Kollegen
würden ihn erzeugen. Hinter der gan-
zen Blödelei wird immer wieder das
Schmierentheater der marktkonformen 
Demokratie sichtbar, und das ist es, was
Sie daran stört. Wer aber den Ursachen
der Populistenerfolge auf die Spur kom-
men will, findet sie dort weit eher als
beim Lauschen auf Volkes Stimme. 
Hans-Dietmar Naujoks, Ostfildern

Souverän reagieren
Der Umgang mit Medien gehört für 
unsere Politiker zum Beruf, mit serösen
Medien, mit Boulevard- und mit satiri-
schen. Wer da mal keine gute Figur
macht, überlegt, was er dazulernen 
kann, etwa von Söder. Eine dämliche
Frage von der „heute show“ will statt
leerer Worthülsen souveräne Reaktio-
nen hören und sehen. Und wer sich
nicht mit Politik beschäftigt, der ver-
steht die hintergründigen Witze neben
der platten Politikerschelte nicht.
Martin Metzner. Leonberg

Selbstbediener
Welche andere Möglichkeiten hat der
frustrierte Bürger, seinen Ärger über
die Pofallas, Schröders, Oettingers,
Kochs, Bahrs, Becks, Niebels und die
vielen anderen Selbstbediener unter 
den Politikern abzubauen? Die lachen
über uns. Zu Zeiten eines großartigen
Dieter Hildebrandt haben integre Poli-
tiker wie Helmut Schmidt und Dietrich
Genscher regiert, Menschen, denen es
niemals in den Sinn gekommen wäre,
sich qua Amt zu bereichern. Deshalb,
die heutigen Politiker haben die Satiri-
ker, die sie verdient haben. 
Wolfgang Felbinger, Stuttgart 

Lachen vergangen
Einige Zeit lang habe ich mir diese an-
gebliche Satire als Einstimmung auf ein
entspanntes Wochenende zu Gemüte 
geführt. Inzwischen bleibt mir immer
öfter das Lachen im Halse stecken, vor
allem bei Herrn Welkes Auftritten als
Volksaufklärer.
Marlene Löffler, Markgröningen

Nicht alles Trottel
Armin Käfer zeigt in seinem Essay, wel-
che Höllenqualen eine bestimmte Kaste
ob der Existenz einer breit konsumier-
ten Satiresendung wie der „heute show“
durchleidet. Er selbst als Bildungsbür-
ger scheint sie sehr gerne zu sehen.
Aber wehe, das gemeine Volk nimmt
sich die Freiheit, Politik statt über das
„heute-journal“ über die „heute show“ 
wahrzunehmen, dann geschehe
Schreckliches. Politiker würden „noto-
risch für doof erklärt“, mit der Folge,
dass Politikverachtung geschürt würde.
Nur ein Mitglied des gebildeten Stan-
des, das „ohnehin schon Bescheid
weiß“, kann über Oliver Welkes „Scher-

Kommt der Spaß richtig an?
Fernsehen Der StZ-Autor Armin Käfer hat die „heute show“ (26./27. November) kritisiert. Viele 

Leser glauben, dass die Sendung verunglimpfe. Andere sagen: Satire habe nichts mit Verdruss zu tun. 

Luff

„Zwecklos!“

Schach als Schulfach
Kann man vom Schach leben?, 

27./28. November 2016

Der Autor versteht es meisterhaft, gerade
des Schachspielens Unkundigen, aber In-
teressierten auf das Spiel aller Spiele
neugierig zu machen. Was heißt hier
„Spiel“? „Schach ist Kampf!“ Wie es einst
der frühere Weltmeister Emanuel Lasker
formulierte. Ich sage: Lebenswirklichkeit,
und damit eine sehr gute Grundlage für 
die vielfältigen Anforderungen des Le-
bens. Der pädagogische Nutzen ist erwie-
sen – Schach sollte als Schulfach einge-
führt werden!
Horst Vesper, Gerlingen

„C“ geht anders
Koalitionsstreit über Strobls 

Abschiebeplan, 28. November 2016

Ob Strobls Anliegen richtig oder falsch
ist, mag ich nicht zu beurteilen. Meiner
Meinung nach möchte er mit diesen
populistischen Vorschlägen die Wählerin-
nen und Wähler, welche die AfD gewählt
haben, zurück zur CDU zu holen. Das ist
nicht verwerflich. Verwerflich ist, dass
dieses Vorhaben auf dem Rücken der zu
uns kommenden Flüchtlinge ausgetragen
wird. Das sind Menschen, die aus Not 
ihre Heimat verlassen haben. Es geht 
hier um Menschen, die in Deutschland
Unterschlupf suchen. Diesen Aspekt ver-
misse ich bei seinem Vorschlag. Unter
christlich stelle ich mir etwas anderes 
vor. Ich bin auch dafür, dass man versu-
chen sollte, Wählerinnen und Wähler zu-
rückzugewinnen. Die SPD hat bei der 
letzten Landtagswahl auch viele Stimmen
an die AfD verloren, aber die SPD ver-
sucht es nicht mit solchen Methoden. 
Heide Kottmann, Arbeitsgemeinschaft sozialde-
mokratischer Frauen (AsF) Kreis Göppingen

Begrenzung rechtens
Zum selben Thema

Eigentlich müsste es schon lange klar 
sein, dass Asylbewerber, die kein Bleibe-
recht in Deutschland haben, umgehend
abgeschoben werden. Da hilft auch kein
Lamentieren einer rot-grünen Allianz.
Wenn wir in unserem Land auch weiter-
hin auch nur einigermaßen eine Akzep-
tanz für eine humane Flüchtlingspolitik
erhalten wollen, müssen wir eine härtere
Gangart beim Thema Abschiebung einle-
gen und unsere Abschiebepraxis den Ge-
gebenheiten anpassen. Sprich, wer kein
Bleiberecht hat, muss so schnell als mög-
lich das Land verlassen.

Ich halte es da mit unserem Bundes-
präsidenten, der sich schon Anfang des
Jahres zur Asylpolitik geäußert hat: „Be-
grenzung ist notwendig, um nationale
Identität zu wahren und Akzeptanz zu 
erhalten. Es gehört zu verantwortungs-
vollem Regierungshandeln, Begrenzungs-
strategien zu entwickeln. Eine solche 
Strategie kann moralisch und politisch
geboten sein.“
Wolfgang W. Röhrle, Besigheim

Weiter im Amt
Wenig Aussicht für Snowden, 

30. November 2016

Diejenigen, die in dieser Sache wirklich
Dreck am Stecken haben – der NSA-Chef
James Clapper, der für seine vorsätzliche
Falschaussage unter Eid (ein Straftatbe-
stand, der im Normalfall zu einer Ankla-
ge führt) nie belangt worden ist (er ist 
nach wie vor im Amt), oder die Nato-
Staaten, die durch völkerrechtswidrigen
Entzug der Überflugrechte die Maschine
des bolivianischen Präsidenten Morales 
zu einer Zwischenlandung in Wien zwan-
gen, weil die CIA vermutete, dass Snow-
den an Bord sei –, kommen ohne ein kri-
tisches Wort davon.
Karl Heinz Siber, Sachsenheim

Deutsche Verbrechen auf polnischem Boden
Nationalgeschichte auf polnische Art,

11. Oktober 2016

In seinem Text suggeriert Götz Aly, die 
polnische Regierung wolle durch gesetzli-
che Verbote die Geschichte Polens be-
schönigen. 

Laut Aly besagt Paragraf 5: ,,Wer dem
polnischen Volk oder dem polnischen
Staat öffentlich Mitverantwortung für
Verbrechen zuschreibt, die durch die Na-
zibesatzer begangen wurden, hat bis zu
drei Jahre Gefängnis zu gewärtigen.“
Unterdessen heißt es in dem polnischen
Entwurf ausdrücklich: ,,Wer öffentlich 
und tatsachenwidrig dem polnischen Volk
oder dem polnischen Staat die Verant-
wortung oder Mitverantwortung für Na-
ziverbrechen zuschreibt, wie sie in Art. 6
der Charta des Internationalen Militärge-
richtshofs definiert sind (. . .).“ Wenn 
demnach jemand tatsachengerecht von 
Verbrechen spricht, ist alles in Ordnung.

Dem polnischen Gesetzgeber geht es um
die Bekämpfung einer Lüge. Einer Lüge,
die ebenso schmerzlich ist wie die Leug-
nung der Tatsache, dass das KL Ausch-
witz jemals existierte. Trotz ungeheurer 
Opfer hat sich Polen durch keinerlei 
Form von Zusammenarbeit mit den
Deutschen schändlich gemacht. 

Götz Aly behauptet: ,,Die Judenverfol-
gung stieß zu Hitlers Zeiten auf polni-
schen Zuspruch.“ In jedem Land kann
ein siegreicher Besatzer Menschen fin-
den, die so weit sinken, sich dem Feind
anzudienen. Es hat also polnische Staats-
bürger gegeben, die – gegen den eigenen
Staat – sich individuell bei der ,,deut-
schen Herrenrasse“ beliebt machen oder
auf Kosten ihrer Mitbürger von ihr be-
lohnt werden wollten.

Dies gilt auch für das Verbrechen in
Jedwabne, das von polnischen Staatsbür-
gern in Gegenwart deutscher Gendarme-
rie in einem Gebiet verübt wurde, das

sich bereits unter deutscher Besatzung
befand. Des Weiteren: Das genannte Ge-
spräch des polnischen Botschafters Józef
Lipski fand 1938 in Hitlers Amtssitz statt.
Hitler sagte, in Übereinkunft mit Polen,
Ungarn und Rumänien, das jüdische 
Problem durch Auswanderungen in die 
Kolonien zu lösen. Laut Bericht hat sein
Gast geantwortet, er würde ,,ihm (Hitler)
ein großartiges Denkmal in Warschau er-
richten, falls er eine solche Lösung fän-
de“. Das war ein Höflichkeitskommentar.
Aly zitiert Ausschnitte über die politi-
schen Rechte und das Eigentum des Ju-
den aus einer von Hunderten Unter-
grundzeitungen. Er suggeriert, die Zeit-
schrift habe der Exilregierung der Repu-
blik Polen gehört. Ist er im Stande, auch
nur ein Dokument aus polnischen staatli-
chen Quellen vorzuweisen, das in diese
Richtung geht? Ein solches gibt es nicht.
Maciej Korkuc , Historiker und Leiter des Insti-
tuts des Nationalen Gedenkens in Krakau

„Schwarze Null“
Bahn klagt gegen S-21-Projektpartner, 

25. November 2016

Die Bahn will eine weitere Kostenbeteili-
gung ihrer S-21-Projektpartner beim zu-
ständigen Verwaltungsgericht Stuttgart
einklagen. Dabei wird es vornehmlich um
die Frage gehen, wie streng die im Finan-
zierungsvertrag genannte Förderpflicht 
der Partner auszulegen ist. 

Um die groteske Situation zu erken-
nen, genügt der Blick auf die von den 
Gründervätern des Projekts im Januar
1995 (zweite Auflage) veröffentlichte
„Machbarkeitsstudie“: Die Kosten des
Projekts „Stuttgart 21“ werden mit circa 
4,8 Milliarden Mark angenommen.

Zum Vergleich die „Beibehaltung des
Kopfbahnhofs mit Ausbaumaßnahmen 
zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit“, 
wofür Kosten von circa 2,9 Milliarden 
Mark genannt werden. Die Mehrkosten 
von circa 1,9 Milliarden Mark gegenüber
dem Weiterungsführungsfall müssen aus
erhöhten Betriebseinnahmen sowie durch
Einnahmen aus der Verwertung der frei
werdenden Bahngrundstücke gedeckt 
werden. Der Erlös für die Grundstücke
wird mit circa zwei Milliarden Mark ab-
geschätzt, allerdings verteilt auf 30 Jahre.
Eine Verbesserung des Betriebsergebnis-
ses bei S 21 wird mit circa 145 Millionen
Mark pro Jahr gegenüber dem „Weiter-
führungsfall“ angenommen. Die Prüfer
kommen zu dem Ergebnis, dass die Wirt-
schaftlichkeit unter den gegebenen Prä-
missen gerade noch gegeben ist.

Wie sieht im Vergleich dazu die Situa-
tion heute aus – bei Investitionskosten
für S 21, die bekanntlich um mindestens
den Faktor 2,5 höher liegen werden?
Manfred Heermann, Stuttgart

Wichtige Aufgabe
Das Leben auf 13 Kilometern, 

25. November 2016

In den informativen, farbigen und tref-
fenden Reportagen zu der ehemals her-
zoglichen Straße von der Solitude zum
Ludwigsburger Schloss wird auch von der
Station Justizvollzugsanstalt Stammheim 
und von dem dortige Bildungszentrum 
mit der Ausbildung von „Gefängniswär-
tern“ berichtet. Wärter gilt heute als de-
klassiertes Wort. 

Um die notwendige menschliche Be-
treuung in einer Justizvollzugsanstalt
einzubeziehen, wurde in 1970er Jahren
bundesweit die Ausbildung zum „Allge-
meinen Vollzugsdienst“ geschaffen. Diese
Vollzugsmitarbeiter sind die ersten An-
sprechpersonen für die Gefangenen, und
das rund um die Uhr. 
Gero Kofler, Stuttgart

Mehr Gerechtigkeit
SPD: Rente als Wahlkampfthema, 

26./27. November 2016

Es wäre alles so einfach, wenn man die 
gesamte Altersversorgung im Auge hätte
und die Kürzungsfaktoren bei der Rente
auf die Beamtenpensionen, die bekannt-
lich 71,75 Prozent des letzten Bruttoge-
halts betragen, übertragen würde. Mit
den dadurch frei werdenden Milliarden
könnte man auf einen Schlag alle Renten-
probleme dauerhaft lösen und zugleich 
soziale Gerechtigkeit schaffen.
Manfred Natter, Markdorf
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